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Inhalt: Geſetz, betreffend die Koſten Königlicher Polizeiverwaltungen in Stadtgemeinden, S. 87. — Geſetz, 
betreffend die Entſchädigung für an Milzbrand gefallene Thiere, S. 90. — Bekanntmachung der 
nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen 
Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 91. 


(Nr. 9525.) Geſetz, betreffend die Koſten Königlicher Polizeiverwaltungen in Stadtgemeinden. 
Vom 20. April 1892. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, was folgt: 


§. 1. 

In denjenigen Stadtgemeinden, in welchen die örtliche Polizeiverwaltung 
ganz oder theilweiſe von einer Königlichen Behörde geführt wird, beſtreitet der 
Staat alle durch dieſe Verwaltung entſtehenden Ausgaben einſchließlich der Koſten 
für das Nachtwachtweſen und erhebt, unbeſchadet der Beſtimmung des $. 7 Ab— 
ſatz 3 des Geſetzes vom 23. April 1883 — Geſetz-Samml. S. 65 — alle mit 
dieſer Verwaltung verbundenen Einnahmen. Zu den Ausgaben tragen nach 
Maßgabe der Kopfzahl der Civilbevölkerung jährlich bei: 


a) die Stadtgemeinde Berlin je 2,50 Mark, 
b) die Stadtgemeinde Caſſel neben der feftftehenden Summe von jährlich 
BISHER, DD e. ee eee eee je 0,2 Mark, 
von den übrigen Stadtgemeinden mit Königlicher Polizeiverwaltung: 
e) diejenigen mit mehr als 75000 Einwohnern.. je 1,50 Mark, 
d) diejenigen mit mehr als 40 000 bis 75000 Einwohnern je 1,10 Mark, 
e) diejenigen mit 40000 und weniger Einwohnern .... je 0,70 Mark, 


für jeden Kopf der Bevölkerung. 

Ueber die Verwendung dieſer Beiträge, insbeſondere auch zur Vermehrung 
der Landgendarmerie behufs Ausdehnung der Thätigkeit derſelben auf die zu 
Landkreiſen gehörigen Stadtgemeinden und behufs Verſtärkung derſelben in den 
Vororten der einen eigenen Kreis bildenden Städte mit kommunaler Polizeiver⸗ 
waltung, wird durch den Staatshaushalts-Etat alljährlich Beſtimmung getroffen. 
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Ausgegeben zu Berlin den 4. Mai 1892. 
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$. 2. | 
Ausgaben der örtlichen Polizeiverwaltung im Sinne des $. 1 find ſämmt⸗ 
liche Dienſtbezüge (Beſoldungen, Remunerationen, Wohnungsgeldzuſchüſſe, Lokal— 
und Stellenzulagen, Dienſtaufwands-, Miethsentſchädigungen, Equipagen- und 
Pferdeunterhaltungsgelder), Penſionen und Wartegelder der Polizeibeamten, 
Wittwen⸗ und Waiſengelder für Hinterbliebene ſolcher Beamten, Fuhr⸗ und 
Transportkoſten, Miethen für Dienſtwohnungen, Koſten für Bekleidung und 
Ausrüſtung der Schutzmannſchaft, für Büreaubedürfniſſe, für Beſchaffung und 
bauliche Unterhaltung der Polizeidienſtgebäude, Polizeigefängnißkoſten und beſondere 
Ausgaben im Intereſſe der örtlichen Polizeiverwaltung. 
$. 3. f 
Maßgebend für die Berechnung der Einwohnerzahl iſt in Betreff der Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Geſetzes die durch die jedesmalige letzte Volkszählung ermittelte 
Zahl der ortsanweſenden Civilbevölkerung. Die Aenderung dieſer Zahl tritt ein 
mit dem Beginn des auf die jedesmalige Volkszählung folgenden Etatsjahres. 
Der von den Stadtgemeinden zu leiſtende Koſtenbeitrag iſt in vierteljähr— 
lichen Theilbeträgen vorauszuzahlen. 


$. 4. 


Die Stadtgemeinden ſind verpflichtet, die ihnen gehörigen Grundſtücke, 


Gebäude, Gebäudetheile, Inventarienſtücke und Einrichtungen, welche gegenwärtig 
den Zwecken der Königlichen Ortspolizeiverwaltung unentgeltlich dienen, auch 
ferner auf die Dauer des Bedürfniſſes für dieſe Zwecke unentgeltlich herzugeben. 
$. 5. 

Erſtreckt ſich der Bezirk der Königlichen Ortspolizeiverwaltung in einer 
Stadtgemeinde auf benachbarte Landgemeinden oder Gutsbezirke, jo find die be 
theiligten Verbände verpflichtet, zu den Ausgaben der Polizeiverwaltung nach den 
Beſtimmungen des $. 1 mit der Maßgabe beizutragen, daß der auf den Kopf 
zu berechnende Beitragsſatz nach der Einwohnerzahl des beitragenden Gemeinde⸗ 
oder Gutsbezirks (§. 3) bemeſſen wird, und wo dieſe Einwohnerzahl unter 10000 
bleibt, durch den Oberpräſidenten, jedoch in keinem Falle höher als auf /, Mark 
für jeden Kopf, feſtgeſetzt wird. Werden ſolchen Gemeinde- oder Gutsbezirken 
einzelne Zweige der örtlichen Polizeiverwaltung belaſſen oder überwieſen, ſo tritt 
eine entſprechende Ermäßigung des Beitragsſatzes ein, deſſen Höhe durch den 
Oberpräſidenten feſtgeſetzt wird. 

Gegen den Feſtſetzungsbeſchluß des Oberpräſidenten findet innerhalb zwei 
Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgericht ſtatt. 8 


S 184051 
In denjenigen Stadtgemeinden, welchen einzelne Zweige der Ortspolizei⸗ 


verwaltung zur eigenen Verwaltung überwieſen ſind oder, bei der auf Antrag 
der Gemeinden einzuleitenden Neuregelung der Verwaltung der Wohlfahrtspolizei 


Cat ` Ke 


zukünftig überwieſen oder bei künftiger Uebernahme der Ortspolizeiverwaltung 
durch eine Königliche Behörde belaſſen werden, tritt eine der Minderausgabe des 
Staates entſprechende Ermäßigung des nach Maßgabe der Kopfzahl der Civil⸗ 
bevölkerung zu zahlenden Beitragsſatzes ein. Die Höhe dieſes ermäßigten Satzes 
wird von dem Oberpräſidenten feſtgeſetzt. Gegen den Feſtſetzungsbeſchluß des 
Oberpräſidenten findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungs— 
gericht ſtatt. 
§. 7. 


Mit dem 1. April 1893 erliſcht: 


1) die im Vertrage vom 21. Juni 1844 übernommene Verpflichtung der 
Stadt dee i. Pr. zur Zahlung eines Zuſchuſſes von 7500 Mark 
jährlich zu den Koſten der dortigen Polizeiverwaltung; 

N 
2) die im $. 4 des Vertrages vom GE 1888 übernommene Ver⸗ 
pflichtung der Stadt Breslau, zu den Unterhaltungs- und Neubau⸗ 
koſten des dortigen Polizeipräſidialgebäudes beizutragen; 
> 
3) die im Vertrage vom I. Spun 1879 übernommene Verpflichtung der 
Stadt Danzig zur baulichen Unterhaltung des dortigen Polizeigeſchäfts⸗ 
hauſes, 
4) die im Vertrage vom 31. Juli 1837 übernommene Verpflichtung der 
Stadt Berlin, die Koſten des Nachtwachtweſens zu tragen. 

Im Uebrigen wird in den beſtehenden Verträgen, welche beſtimmte Aus- 
gaben einer Königlichen Polizeiverwaltung dem Staate oder der Gemeinde auf⸗ 
erlegen, öder welche die Hergabe von Grundſtücken und die Errichtung von Ge- 
7 für eine Königliche Polizeiverwaltung betreffen, durch dieſes Geſetz nichts 
geändert. i 


§. 8. 

Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. April 1893 in Kraft. Mit 
dieſem Zeitpunkte werden alle demſelben zuwiderlaufenden Beſtimmungen out 
gehoben. 

§. 9. 


Der Miniſter des Innern iſt mit der Ausführung des gegenwärtigen 
Geſetzes beauftragt und erläßt die hierzu erforderlichen Anordnungen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 20. April 1892. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 


Frhr. v. Berlepſch. Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Kaltenborn. 
v. Heyden. Thielen. Boſſe. 
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(Nr. 9526.) Geſetz, betreffend die Entſchädigung für an Milzbrand gefallene Thiere. Vom 
22. April 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 3 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, für den 
Umfang der letzteren, mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 


Artikel J. 


Die Provinzialverbände, der Kommunalverband des Regierungsbezirks Caſſel, 
der Bezirksverband des Regierungsbezirks Wiesbaden, der Kommunalverband des 
Kreiſes Herzogthum Lauenburg, ſowie der Stadtkreis Berlin können beſchließen, 
für an Milzbrand oder Rauſchbrand gefallene Pferde und Rindviehſtücke, oder 
für getödtete Thiere dieſer Gattungen, welche ſich bei der thierärztlichen Obduktion 
als mit Milzbrand oder Rauſchbrand behaftet erweiſen, nach Maßgabe der nach⸗ 
folgenden Vorſchriften eine Entſchädigung zu gewähren: 

1) Die Entſchädigung darf vier Fünftel des durch Schätzung feſtgeſtellten 

gemeinen Werthes des Thieres nicht überſteigen. 

2) Keine Entſchädigung wird gewährt in den Fällen des §. 61 Nr. 1 
und 2, F. 62 Nr. 2, F. 63 ſowie im Falle vorſätzlicher oder fahr⸗ 
läſſiger Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften der $$. 31 und 32 
des Reichsgeſetzes, betreffend die Abwehr und Unterdrückung von Vieh⸗ 
ſeuchen, vom 23. Juni 1880 (Reichs-Geſetzbl. S. 153). 

3) Zur Beſtreitung der Entſchädigung ſowie der Koſten der Erhebung 
und Verwaltung der Beiträge und der Schätzung wird innerhalb des 
Verbandes nach Maßgabe des vorhandenen Pferde- und Rindvieh⸗ 
beſtandes von den ſämmtlichen Pferde- und Rindviehbeſitzern ein ver⸗ 
hältnißmäßiger Beitrag aufgebracht. 

Der Beitrag wird nicht erhoben für Thiere, welche dem Reiche 
oder den Einzelſtaaten gehören, oder in Schlachtviehhöfen oder in 
öffentlichen Schlachthäuſern aufgeſtellt ſind. 

Zur Beſtreitung der Entſchädigung können auch die in Gemäßheit 
der Beſtimmungen in den $$. 15 ff. des Geſetzes vom 12. März 1881 
(Preußiſche Geſetz-Samml. S. 128) zu Entſchädigungen für wegen 
Rotzkrankheit oder Lungenſeuche getödtete Pferde beziehungsweiſe Rinder 
angeſammelten Fonds verwendet werden, jedoch mit der Maßgabe, 
daß die von den Pferdebeſitzern erhobenen Beiträge nur zur Ent⸗ 
ſchädigung für Pferde, die von Rindviehbeſitzern erhobenen Beiträge 
nur zur Enlſchädigung für Rindvieh verausgabt werden dürfen. 

4) Die näheren Vorſchriften über die Feſtſtellung der Seuche, über den 
Betrag und die Auszahlung der zu gewährenden Entſchädigung und 
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über die Erhebung und Verwaltung der Beiträge, ſowie über die 
Schätzung der gefallenen oder getödteten Thiere werden von der Ver⸗ 
tretung der Verbände durch Reglements feſtgeſtellt, welche der Ge⸗ 
nehmigung der Miniſter des Innern und für Landwirthſchaft, Domänen 
und Forſten bedürfen. 


Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündigung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Wartburg, den 22. April 1892. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 


Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. 
Thielen. Boſſe. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. ©. 357) 
iſt bekannt gemacht: 
der Allerhöchſte Erlaß vom 28. März 1892, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Landkreis Guben für die von ihm zu 
bauende Chauffee von Guben über Schenkendorf, Markersdorf und Strega 
bis & Grenze des Kreiſes Sorau in der Richtung auf Briesnigk und 
die Stadt Forſt, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Frank⸗ 
furt a. O. Nr. 16 S. 111, ausgegeben den 21. April 1892. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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